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DDR protestiert gegen Westberliner 
SA-Truppe

Noten an die Westmächte
Lipschitz plant eine „Polizeireserve" 

aus Militaristen und Faschisten
Berlin (ADN/EB). Gegen die Aufstel­

lung von Bürgerkriegseinheiten in West­
berlin hat die Regierung der DDR in 
gleichlautenden Noten an die Regierun­
gen der USA, Großbritanniens und Frank­
reichs entschieden protestiert. Darin wird 
festgestellt, daß der Westberliner Innen­
senator Lipschitz unverbesserliche 
Militaristen und Faschisten in einer Tarn­
organisation zusammenzufassen beabsich­
tigt und eine „Polizeireserve" schaffen 
will, die der SA Hitlers gleicht. Die Noten 
wurden den Botschaften der drei West­
mächte über das Außenministerium der 
Volksrepublik Polen übergeben.

In der Note an die USA heißt es u. a.: 
„Am 6. Oktober 1960 verkündete Innen­
senator Lipschitz vor dem Westberliner 

_ Abgeordnetenhaus offiziell den Beschluß 
^Mles Westberliner Senats, unter der Tarn- 
^^bezeichnung .Polizeireserve' neben der 

Westberliner Polizei sowie der Bereit­
schaftspolizei paramilitärische Einheiten 
aufzustellen. Damit wird versucht, den aus 
faschistischen und militaristischen Kräften 
bestehenden Organisationen wie dem 
,Frei)|eitsbund', der .Jungen Union', dem 
.Stahlhelm' und anderen, die Bestandteile 
westdeutscher revanchistischer und 
faschistischer Verbände sind, auf legalem 
Wege Waffen in die Hände zu geben." In 
einem Rundschreiben, das Lipschitz An­
fang Oktober den Senatsdienststellen und 
Bezirksämtern zustellte, wies er an, bei 
der Werbung für die „Hilfspolizei" beson- 

vom 6. November 1960:

ders auf „ehemalige Bundeswehrange­
hörige", die rechtswidrig in die Bundes­
wehr eingestellt wurden, zurückzugreifen.

Die Ausbildung der „PolizeihilfStrup­
pen", sagt die Note, dient eindeutig ter­
roristischen Zwecken. Die ganze Maß­
nahme erfolge unter Bruch des Pots­
damer Abkommens, das ausdrücklich das 
Wiedererstehen militaristischer und faschi­
stischer Organisationen verbietet.

Die in Westberlin als „Rechtfertigung" 
erfolgte Berufung auf die im demo­
kratischen Berlin bestehenden Betriebs­
kampfgruppen entbehre im übrigen jeder 
Grundlage. „Im demokratischen Berlin 
gibt es keine bewaffneten Organisationen, 
die Grenzforderungen erheben oder unter 
dem Kommando von Hitleroffizieren 
stehen."

In der Note weist die Regierung der 
DDR u. a. darauf hin, daß Anfang April 
1960 im Westberliner Polizeipräsidium in 
Anwesenheit von Lipschitz und des 
Polizeipräsidenten Stumm 62 Mitglieder 
dieser „Polizeihilfstruppe" bereits ver­
eidigt wurden.

Am 3. Oktober 1960 fand in der Polizei­
unterkunft, Berlin SW 61, Friesenstraße 16, 
eine Zusammenkunft von Mitgliedern des 
„Freiheitsbundes" statt, die als erste für 
eine militärische Ausbildung vorgesehen 
sind. Lipschitz erklärte dabei, daß die 
Ausbildung an Pistolen, Gewehren, Ma­
schinenpistolen und Maschinengewehren 
zu erfolgen habe. Die Ausbildung erfolgt 
in den Polizeikasernen in Schulzendorf, in 
Lankwitz und in der Kruppstraße. Lip­
schitz betonte dort bei der Zusammen­
kunft ferner, daß man von der ursprüng­
lichen Absicht, die Ausgebildeten direkt 
der Polizei zu unterstellen, abgekommen 



sei, um sie zu „bestimmten Anlässen, bei 
denen man die Polizei nicht einsetzen 
kann, selbständig operieren zu lassen“. 
„Mit dieser Feststellung", heißt es in der 
Note, „wird der terroristische und ge­
setzwidrige faschistische Charakter der 
Organisation besonders unterstrichen."

Die Regierung der DDR stellt dann „mit 
außerordentlichem Bedauern fest, daß die 
Regierungen der Vereinigten Staaten von 
Amerika, Großbritanniens und Frank­
reichs derartige rechtswidrige Maß­
nahmen des Westberliner Senats unter­

stützen und fördern". Sie erhebt gegen 
die Aufstellung von faschistischen und 
militaristischen Bürgerkriegseinheiten in 
Westberlin schärfsten Protest „und drückt 
gegenüber der Regierung der USA 
als eine der Mächte, die gegenwärtig noch 
immer ein Besatzungsregime in West­
berlin aufrechterhalten und deren Ver­
antwortlichkeit durch diese jüngsten 
Maßnahmen getroffen wird, die Erwar­
tung aus, daß sie geeignete Schritte unter­
nimmt, um die geplante Provokation der 
Westberliner Behörden zu verhindern".

Aus der Sonderausgabe des „Ostspiegel" (Sozialdemokratischer Pressedienst) 
vom 23. August 1960:

Unmenschlichkeit als System I
Zur Situation in den Zonenzuchthäusern (Fortsetzung und Schluß)

Frauenzuchthaus Hoheneck:
„Die Benjamin war sehr zufrieden!"

Daß auch bei Besuchen der Zonen­
prominenz ähnliche Fassaden gebaut 
werden, wie beim Besuch des Mr. 
HUGHES in Brandenburg, zeigt der 
Bericht einer entlassenen Frau, die 
wegen ihres Eintretens für sozial­
demokratische Gedanken lange Jahre 
inhaftiert war.

„Im Juni 1959 erschien Hilde BEN­
JAMIN, Justizminister der Zone, mit 
15 prominenten Funktionären in Hohen­
eck, um den Arbeitseinsatz der Gefan­
genen zu inspizieren. Bei dem Durchgang 
durch die Arbeitsräume stellte sie die 
üblichen Fragen nach Grund der Ver­
urteilung und Länge der Strafe. Auffällig 
dabei war, daß sie bei den Kriminellen 
stets länger verweilte und bei guter Füh­
rung und guten Arbeitsleistungen vor­
zeitige Entlassung versprach. Selbst bei 
einer Mörderin tat sie das. Bei politischen 
Häftlingen unterließ sie solche Bemerkun­
gen, wofür sie abfällige Bemerkungen 
machte."

über die Vorbereitung dieses Be­
suches heißt es in dem Bericht:

„Voraufgegangen war ein großes 
Reinemachen, wobei sogar Bohnerwachs 
ausgegeben wurde, die Ausgabe von 
frischen Bettbezügen und hygienischen 
Artikeln, schließlich gab es auch für die 
Tage, in denen der Besuch erwartet 
wurde, besseres Essen, „Kommissions­
essen“, wie wir es nannten. Die BEN­
JAMIN war über alles sehr zufrieden."

Zur gegenwärtigen Lage stellt die 
Entlassene fest:

„Im Juli 1960 befanden sich rund 800 
weibliche Gefangene in Hoheneck. Dar­
unter sind etwa 200 Politische. Es spricht 
für die Behandlung der Häftlinge, daß je­
weils rund 150 arbeitsunfähig und krank 
in den Revieren oder auf Zelle liegen, 
was bei den strengen Beurteilungen der 
Ärzte etwas heißen will. Besonders die 
als „Produktionsleiter" fungierende 
WITTIG, die Leutnantsrang hat, setzt die 
Ärzte brutal unter Druck, um die Zahl der 
Krankschreibungen niedrig zu halten. So 
setzte sie durch, daß die Kameradin —- -— 
trotz Brustkrebs zu schwerer körperlicher 
Arbeit gezwungen wird. Diese Kameradin 
ist wegen „Boykotthetze", sie propagierte 
freiheitliche Ideen, zu lebenslänglichem 
Zuchthaus verurteilt. Ähnlich ergeht es 
einer Kameradin, die an Darmkrebs 
leidet.

Die häufigsten Krankheitserscheinun-, 
gen sind Kreislaufstörungen, Magen’ 
und Darmerkrankungen, Vitaminmangel­
erscheinungen, Nervenentzündungen. Laut 
Anstaltsordnung dürfen sonntags keine 
Medikamente ausgegeben werden. 
Schwerkranke leiden besonders unter 
dieser Bestimmung."

Auch in diesem Bericht wird über 
Beschränkungen des Zusatzeinkaufes 
berichtet, die ähnlich wie in Bautzen 
vorgenommen werden. Der Bericht 
fährt dann fort:

„Am schlimmsten sind die dran, die 
nicht arbeiten können. Nur selten erhalten 
sie die Erlaubnis, daß ihnen von Ange­
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hörigen 10,— Mark für Einkaufszwecke 
geschickt werden dürfen. Ich erinnere mich 
besonders an die Kameradin M., die ihre 
Sehkraft in der Haft verloren hat, ohne 
Angehörige ist und jetzt langsam dahin­
siecht."

Waldheim:
Der schöne Willi sucht Spitzel

„Der .schöne Willi' ist SSD-Major in 
der Strafvollzugsanstalt Waldheim, seinen 
richtigen Namen kennt niemand. Er ist 
für die .Staatssicherheit1 im Zuchthaus zu­
ständig und sucht ständig nach neuen 
Spitzeln. Seine Methoden dabei sind 
unterschiedlich: Mal bietet er Vorteile 
fcnd Zigaretten, mal versucht er Erpres­
sungen, auch Schläge .gibt es ..."

Das berichtet ein aus Waldheim ent­
lassener Sozialdemokrat über die 
Zonengefängnisse, die „hart aber ge­
recht" sein sollen. Er fährt fort:

„Im Juli 1960 waren wir rund 1500 Ge­
fangene in Waldheim. Ich schätze, daß 
60 Prozent davon kriminelle Gefangene, 
der Rest aber Politische sind. Vom Früh­
jahr an wurden Arbeitskommandos in 
kleineren Transporten weggebracht — in 
die .Schwarze Pumpe', nach Schkeuditz 
und nach Oelsnitz. Sonst wäre die Be­
legung noch stärker.

Die Belegschaft arbeitet, soweit sie ge­
sund ist (oder was die Anstaltsleitung als 
gesund bezeichnet), für viele umliegende 
Produktionsbetriebe, teils in Außenein­
sätzen, teils in eingerichteten Betrieben 
der STVA. Die Ausbeutung der Häftlinge 
ist enorm. Die Normen liegen weit über 
denen der freien Arbeiter. Nichterfüllung 
aber bedeutet nicht nur Verlust des zu­
sätzlichen Einkaufes, sondern oft auch 
Strafe wegen Sabotage. Vom Arrest bis 
■ Schlägen reicht die Liste der Strafen.

Am 9. November d. J. verstarb unser 
Kamerad

PAUL BORTZ
(Bezirk Tempelhof), 

geb. 17. 4. 1889.
Er war Mitglied des Freiheitsbundes 
seit dem 23. 3. 1952.
Wir werden sein Andenken stets in 
Ehren halten.

Politische dürfen dabei keine Funktionen 
haben, die mit irgendwelchen Vorteilen 
verbunden sind. Die Kriminellen machen 
sich einen Spaß daraus, durch zusätzliche 
Schikanen der Politischen Ansehen und 
Gunstbeweise bei der VP zu erben."

Und all das bezeichnen Sie 
als human, Mr. HUGHES!

Offener Brief an den britischen 
Parlamentsabgeordneten

Sehr geehrter Mr. HUGHES, 
als wir diese Zusammenstellung von Be­
richten vornahmen, taten wir das nicht, 
um in eine Polemik gegen Sie einzutreten, 
sondern weil wir als Deutsche und als 
Demokraten eine Solidaritätspflicht gegen­
über den Landsleuten haben, die Opfer 
eines despotischen und grausamen Re­
gimes in einem Teil unseres gespaltenen 
Landes wurden. Aus Berichten verhafteter 
Freunde, die inzwischen ihre Freiheit 
wiedererlangten, wissen wir, wie Ihre Be­
richte, Mr. HUGHES, von den entmensch­
ten Wachsoldaten ULBRICHTs als zusätz­
liches Foltermittel gegen die Häftlinge 
angewandt wurden.

Polizeichargen sammelten politische 
Häftlinge um sich, lasen ihnen vor, daß 
selbst die „freie Welt" bescheinige, wie 
herrlich es in den SED-Haftanstalten sei, 
und dann schlugen sie die Häftlinge 
weiter, sperrten sie in die Karzer und 
verhängten weiteren Rationsentzug. Viel­
leicht verstehen Sie, was die gequälten 
Menschen unter diesen Bedingungen von 
Ihnen und Ihrer Berichterstattung denken. 
Sie haben sich ein paar Stunden lang in 
Brandenburg Potemkinsche Fassaden an­
geschaut, Mr. HUGHES, und jetzt geben 
Sie diese Fassaden als die Wirklichkeit 
aus, verhöhnen die 10 000 politischen 
Häftlinge in der sogenannten DDR und 
machen sich zum billigen und ■— . wir 
konzedieren Ihnen das — ungewollten 
Anwalt der SSD-Unmenschlichkeit.

Wir können Ihnen die Menschen in 
Fleisch und Blut vorstellen, die diese Be­
richte in unserer Sonderausgabe des 
„Ostspiegel" geschrieben haben. Wir 
haben Ihnen schon früher angeboten, sich 
mit entlassenen oder befreiten Häftlingen 
des SED-Regimes zu unterhalten. Sie 
ziehen es auf der Suche nach „Wirklich­
keit“ vor, sich mit deren Kerkermeistern 
und Folterknechten zu unterhalten, weil 
Sie r— wie Sie einmal schrieben •— bei den 
Häftlingen zu viele „Ressentiments" be­
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fürchten. Bei den VP-Lagerwachen, der 
neuen Totenkopf-SS, befürchten Sie 
solche Ressentiments offenbar nicht. Eine 
seltsame Logik, Mr. HUGHES!

Wäre das Ihre private Logik, wir ließen. 
Sie gerne damit glücklich werden. Aber 
Sie versuchen, diese Logik als allgemeine 
Anschauung durchzusetzen. Das würde be­
deuten, daß wir die Häftlinge, die im 
Kampf für die Freiheit eingekerkert wur­
den, ihrem Schicksal überlassen. Nichts 
anderes bedeutet es nämlich, wenn man 
das politische Justizregime ■ drüben als 
„hart aber gerecht" bezeichnet, wie Sie es 
einen Ihrer präparierten Gesprächspartner 
in Brandenburg sagen hörten und sodann 
eifrig verkündeten.

Selbst der Fall SMOLKA, der in den 
Tagen Ihres Zonenbesuches seinen tra­
gischen Höhepunkt erreichte, brachte Sie 
nicht dazu, Ihre Haltung zu überprüfen. 
Wir meinen jenen Flüchtling SMOLKA, 
der versuchte, seine Familie über die 
Zonengrenze zu bringen, der ange- 
schbssen noch westdeutschen Boden er­
reichte, aber dann verschleppt wurde. Wir 
wissen, daß man SMOLKA in seiner ver­
dreckten und durchbluteten Kleidung ins 
Gefängnis warf, ihn quälte, schlug und 
folterte, um ihn schließlich als mensch­
liches Wrack dem Liquidierungskom­
mando zu übergeben. Während eben dies 

geschah, schrieben Sie, Mr. HUGHES, 
Ihre emphatischen Berichte über die 
Zonengefängnisse und ihren „mensch­
lichen Strafvollzug", der so sei, wie in 
England. Sie haben damit nicht nur uns 
Deutschen, sondern auch der von uns ge­
achteten britischen Nation ins Gesicht ge­
schlagen.

Wir, Mr. HUGHES, kennen die Wirk­
lichkeit in der Zone aus hartem Kampf, 
in dem die besten unserer Genossen 
schwere Opfer brachten: An Leben, Frei­
heit und Gut. Sie, Mr. HUGHES, kennen 
die Zustände im Pankower Staat aus 
Kamingesprächen mit Funktionären der 
ULBRICHT-Partei, mit SSD-Offizieren und 
Gefängniswärtern, die 17 Millionen 
drangsalieren. Wir haben unsere ErfahM 
rungen jeweils auf der anderen Seite de" 
Barrikaden gemacht.

In der Arbeiterbewegung, aus der auch 
Sie zu kommen vorgeben, galt einmal das 
Prinzip der Solidarität der Bedrückten. Es 
ist angenehmer, sich mit den Unter­
drückern an einen Tisch zu setzen und 
die Bedrückten zu vergessen. Sie, Mr. 
HUGHES, haben den angenehmeren Weg 
gewählt, zu dem wir Sie nicht beneiden. 
Denn wir wissen, den besseren und 
gerechten Weg gehen wir.

Redaktion „OSTSPIEGEL“ 
gez.: Stephan G. THOMAS

Bezirkliche Nachrichten:

Glatze? Ergrauen?
Es fehlt Kopfhautpflege!

mi)-^aasfälivaJor—
Vom Friseur

für wirklich gepflegt sein
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